
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 20.04.2024

Thema Politische Grundfragen
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Keine Einschränkung
Prozesstypen Bericht
Datum 01.01.1989 - 01.01.2019

01.01.89 - 01.01.19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bühlmann, Marc
Gsteiger, Christian
Hirter, Hans
Rinderknecht, Matthias
Strohmann, Dirk

Bevorzugte Zitierweise

Bühlmann, Marc; Gsteiger, Christian; Hirter, Hans; Rinderknecht, Matthias; Strohmann,
Dirk 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Politische Grundfragen,
Bericht, 1990 - 2018. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft,
Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 20.04.2024.

01.01.89 - 01.01.19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Politische Grundfragen

1Verfassungsfragen

2Nationale Identität

2Landes- und Weltausstellungen

3Image der Schweiz im Ausland

3Stimmung in der Bevölkerung

01.01.89 - 01.01.19 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

UNO Organisation der Vereinten Nationen
IWF Internationaler Währungsfonds
SBFI Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
SPK Staatspolitische Kommission
EG Europäische Gemeinschaft

ONU Organisation des Nations unies
FMI Fonds monétaire International
SEFRI Secrétariat d'Etat à la formation, à la recherche et à l'innovation
EEE l'Espace économique européen
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
CIP Commission des institutions politiques
CE Communauté européenne

01.01.89 - 01.01.19 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

In einer Veröffentlichung des Nationalfonds mit dem Titel „Sozialbericht 2000“
konstatierten die verschiedenen Autoren einen ausgeprägten Wandel der
schweizerischen Gesellschaft während der vergangenen dreissig Jahre. Zum einen
habe sich die Gesellschaft sehr stark individualisiert, und zum anderen sei, namentlich
seit den 90er Jahren, die Wirtschaft von einem starken Veränderungsprozess geprägt
gewesen. 1

BERICHT
DATUM: 21.06.2000
HANS HIRTER

Im November 2018 veröffentlichte der Bundesrat den unter der Leitung des SBFI und
mit Einbezug kantonaler Stellen erstellten Bericht in Erfüllung eines Postulats Caroni
(fdp, AR), der eine Gesamtschau der nationalen Landschaft zur politischen Bildung in
der Schweiz darlegte. Der Bericht hält fest, dass die politische Bildung in der Schweiz
bereits in zahlreichen Bereichen präsent ist und die Massnahmen des Bundes vielfältig
sind. Verschiedene Bundesstellen bieten Fördermöglichkeiten und Informationen an,
welche sich in der Praxis bewährt hätten. Der Bundesrat bestätigt auch, dass eine
Gesamtdarstellung solcher Aktivitäten und Angebote des Bundes bisher fehle. Allfällige
Lücken, aber auch ungenutzte Synergien in dieser Bildungslandschaft sollen
geschlossen respektive genutzt werden. Dies dürfe aber auch in Zukunft nur unter
Berücksichtigung der Autonomie der einzelnen Akteure – wie etwa das kantonale
Schulwesen oder Bundesstellen – und im bestehenden Rahmen derer Zuständigkeit
erfolgen. Von einer Erweiterung der Kompetenzen des Bundes sieht der Bundesrat
deshalb ab, doch soll ausgehend von diesem Bericht eine regelmässig zu
aktualisierende Dokumentation der politischen Bildung in der Schweiz erstellt werden.
Damit sollen zukünftig Angebote besser gefördert und Defizite eher erkannt werden
können. Dieses Bestreben ordnet der Bundesrat in eine Reihe von Bemühen ein, die
Demokratie in der Schweiz und auch international zu stärken. 2

BERICHT
DATUM: 14.11.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Verfassungsfragen

Der Bundesrat nahm im Herbst Stellung zur Problematik der Verfassungsreform und
betonte, zuerst müsse ein EWR-Vertrag ausgehandelt, genehmigt und die damit
notwendige Anpassung der schweizerischen Rechtsordnung vollzogen werden. Erst
nach einem positiven Entscheid über den EWR-Beitritt könnte eine europagerechte
Vorlage für eine neue Bundesverfassung unterbreitet werden. 3

BERICHT
DATUM: 26.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die staatspolitischen Kommissionen (SPK) beider Räte hatten in einem Zusatzbericht
zur Verfassungsreform gefordert, dass in den Bereichen Parlamentsorganisation und
Beziehung des Parlaments zum Bundesrat eine über die von der Regierung
vorgeschlagene reine Nachführung hinausgehende Reform anzustreben sei. Sie
machten dabei zu beiden Bereichen auch konkrete Vorschläge. Der Bundesrat
anerkannte die Berechtigung dieses nicht neuen Anliegens und beschloss im April, ein
Reformpaket «Staatsleitung» auszuarbeiten, das im Rahmen der Verfassungsreform
behandelt werden soll. Dieses soll neben den beiden erwähnten Bereichen auch die
Regierungsorganisation umfassen. Aufgrund früherer Entscheide sollen dabei
namentlich die Zahl der Regierungsmitglieder und die Stärkung der Funktion des
Bundespräsidenten im Vordergrund stehen. Bezüglich Vorgehen schlug der Bundesrat
vor, sich bis zum Vorliegen dieses Pakets, welches er auf ungefähr Mitte 1999
terminierte, auf eine Nachführung der Verfassung zu beschränken und die darüber
hinausgehenden Vorschläge der staatspolitischen Kommissionen zurückzustellen. Die
ständerätliche Kommission hielt sich an diesen Ratschlag. Die nationalrätliche
Verfassungskommission erachtete hingegen dieses Tempo als ungenügend und nahm
einige Vorschläge der SPK bereits in die Verfassungsnachführung auf. So hiess sie eine
Kompetenzverschiebung in der Aussenpolitik gut, welche darin besteht, dass das
Parlament die grundlegenden Ziele der Aussenpolitik festlegt (Art. 156). Sie stimmte
ebenfalls dem neuen Instrument des Auftrags zu, welches dem Bundesrat als Richtlinie
dient für die Erfüllung von Aufgaben, die in seinem Kompetenzbereich liegen (Art. 161.1

BERICHT
DATUM: 21.11.1997
HANS HIRTER
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gquater). 4

Nationale Identität

Nach der Verwerfung des EWR-Vertrages in der Volksabstimmung vom 6. Dezember
1992 hatte das Parlament Spezialkommissionen zur Verständigung zwischen den
Sprachgebieten bestellt. Die Aufgabe der 15 National- und acht Ständeräte bestand
darin, Vorschläge zur Überbrückung der kultur- und sprachpolitischen Gräben
auszuarbeiten. In ihrem Bericht forderten die Verständigungskommissionen unter
anderem eine Totalrevision der Bundesverfassung, eine zukunftsgerichtete 150-Jahr-
Feier des Bundesstaats sowie eine Landesausstellung im Jahre 2000, welche ein
Begegnungsort für die verschiedenen Kultur- und Sprachgemeinschaften werden soll.
Insbesondere im Geschichtsunterricht sollte das Augenmerk vermehrt auf die
Bundesstaatsgründung und die Geschichte der modernen Schweiz gerichtet werden. 5

BERICHT
DATUM: 22.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ende August stellte die «Unabhängige Kommission Schweiz – Zweiter Weltkrieg»
(Kommission Bergier) die ersten acht und Ende November weitere zehn von insgesamt
25 Studien vor, welche sich mit einzelnen Aspekten des Oberthemas wirtschaftliches
Verhalten der Schweiz und ihrer Unternehmen sowie Flüchtlingspolitik vor, während
und unmittelbar nach der Kriegszeit befassen. Am 19. Dezember verabschiedete die
Kommission Bergier ihren umfangreichen Synthesebericht und übergab ihn dem
Bundesrat; sie hatte damit ihre 1996 begonnene Arbeit abgeschlossen und löste sich
formell auf. Eine Stellungnahme des Bundesrats zum Schlussbericht und dessen
Veröffentlichung sind für das Frühjahr 2002 vorgesehen. 6

BERICHT
DATUM: 08.09.2001
HANS HIRTER

Die Arbeit der Historikerkommission Bergier war im Vorjahr offiziell abgeschlossen
worden. Im Jahr 2002 wurde der Schlussbericht veröffentlicht und vom Bundesrat kurz
gewürdigt. Dabei warnte die Landesregierung davor, diese wissenschaftliche Arbeit für
aktuelle politische Ziele zu instrumentalisieren. Die Ergebnisse sollen in den nächsten
zwei Jahren im Rahmen einer Wanderausstellung auch einem breiten Publikum
zugänglich gemacht werden. Zu einer grossen öffentlichen Debatte über die Befunde
der Historikerkommission kam es aber bis anhin nicht; diese hatte in den Jahren der
Entstehung des Berichts stattgefunden. 7

BERICHT
DATUM: 28.11.2002
HANS HIRTER

Landes- und Weltausstellungen

Auf die Organisationsform, an welcher in der Öffentlichkeit besonders grosse Kritik
lautgeworden war, und auf die umweltrelevanten Aspekte der Landesausstellung ging
der Bundesrat in einem Ergänzungsbericht vom 6. September besonders ein.
Hinsichtlich der Organisation wird darin an der bereits in der Machbarkeitsstudie
vorgesehenen Aufteilung in eine strategische und eine operationelle Ebene
festgehalten. Zur Erhöhung ihrer Effizienz wird erstere aus einer einzigen Körperschaft,
dem "Verein Expo 2001", gebildet und einem Präsidium unterstellt. Neben diesem
werden im "Verein Expo 2001" ein von drei unabhängigen Persönlichkeiten geführtes
Büro, die Schweizerische Eidgenossenschaft, die Gruppe der neun beteiligten Kantone
und Städte sowie die übrigen Kantone - durch eine Delegation der Konferenz der
Kantonsregierungen oder der CH-Stiftung für die eidgenössische Zusammenarbeit -
vertreten sein. 8

BERICHT
DATUM: 22.05.1996
DIRK STROHMANN

Die Besucher fanden sich in der erwarteten Anzahl ein. Insgesamt wurden in den vier
Arteplages rund 10,3 Mio Eintritte gezählt, wovon 3,4 Mio in Neuenburg, 3 Mio in Biel, 2
Mio in Murten und 1,9 Mio in Yverdon. Die Zahl der Personen, welche die Expo besucht
haben, ist allerdings geringer, da Mehrfacheintritte nicht speziell erfasst wurden. Der
grösste Teil der Besucher reiste mit den öffentlichen Verkehrsmitteln an (65% anstelle
der prognostizierten 55%, in diesen 65% sind die Anreisen in Bussen privater
Reiseveranstalter inbegriffen).das befürchtete Chaos auf den Strassen blieb aus, und
mangels Nachfrage mussten sogar einige der bereitgestellten Parkplätze im Verlaufe der
Expo geschlossen werden. Bestbesuchter Tag war der Schliessungstag (20. Oktober), als
sich insgesamt 180 000 Personen zu einer Abschiedsparty, welche bis in die
Morgenstunden dauerte, auf den vier Arteplages trafen. Nach übereinstimmenden

BERICHT
DATUM: 22.10.2002
HANS HIRTER
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Eindrücken war eine grosse Mehrheit der Besucher vom Gebotenen sehr angetan. Zu
diesem guten Urteil beigetragen hat sicher auch die Qualität der Architektur und ihre
gelungene Einbettung in die landschaftlich reizvolle, aber vielen Schweizern wenig
bekannte Drei-Seen-Region an der Sprachgrenze zwischen der Deutschschweiz und der
Romandie. In den Presseberichten positiv vermerkt wurde zudem die entspannte und
freundliche Atmosphäre unter den Besuchern, welche sich auch nicht durch die zum
Teil recht langen Wartezeiten bei einzelnen Ausstellungspavillons verdriessen liessen. 9

Bei der Planung der Expo war man 1996 davon ausgegangen, das der Bund rund 130 Mio
Fr. und die Privatwirtschaft 800 Mio Fr. beisteuern würden. Das private Sponsoring
erreichte dann aber nur 330 Mio Fr. und die Unterstützung des Bundes stieg
demzufolge auf 864 Mio Fr. an. Obwohl die Besucherzahl die Erwartungen sogar leicht
übertraf, blieben die Einnahmen aus dem Billetverkauf unter dem Budget: Der Grund
dafür lag darin, dass mehr Personen als ursprünglich angenommen vergünstigte Karten
im Vorverkauf bezogen oder anstelle von Tageskarten die billigeren Abendkarten gelöst
hatten. 10

BERICHT
DATUM: 06.03.2003
HANS HIRTER

Image der Schweiz im Ausland

Die Berichterstattung ausländischer Medien wurde vom EDA als zunehmend kritisch
wahrgenommen. Die Medienpräsenz der Schweiz sei relativ hoch, die Tonalität jedoch
teilweise negativ. Insbesondere das Bankenwesen kam in den Medien nicht gut weg.
Positives Echo erhielten insbesondere der Entscheid, Potentatengelder aus Nordafrika
zu blockieren, sowie der geplante Atomausstieg. 11

BERICHT
DATUM: 23.12.2011
MARC BÜHLMANN

Stimmung in der Bevölkerung

Die vom Bundesrat eingesetzte Expertenkommission "Schweiz morgen" präsentierte
nach zweijähriger Arbeit ihren Schlussbericht. Darin entwarf sie in vier Szenarien, unter
besonderer Berücksichtigung der Aspekte der Lebensqualität, mögliche Entwicklungen
der Schweiz in wirtschaftlich-sozialer, kultureller und politischer Hinsicht nach dem
Jahre 2000. Die 16köpfige Kommission unter der Leitung von Christian Lutz, Leiter des
Gottlieb-Duttweiler-Instituts (GDI) in Rüschlikon und Präsident der schweizerischen
Gesellschaft für Zukunftsforschung, umfasste Wissenschaftler aus verschiedenen
Fachbereichen, Unternehmer, Journalisten und eine Vertreterin aus der
Bundesverwaltung. In sieben Themenbereichen hatte die Kommission mögliche
Grundhaltungen in bezug auf die Rolle der Schweiz in einer Welt im Umbruch, die
institutionelle Entwicklung, die Umwelt- und Raumpolitik, die Sozialpolitik, die
Wirtschaft, den kulturellen Wandel und die individuellen Lebensformen skizziert. Die
verschiedenen Handlungsoptionen wurden in der Folge als Bausteine unterschiedlicher
Gesamtszenarien verwendet.

Ein erstes Szenarium geht von einem Status quo aus, der einen kurzsichtigen,
punktuellen Pragmatismus beinhaltet und für die Schweiz, gemäss der Kommission, kein
sinnvolles Konzept darstellt. Ein zweites Szenarium mit der Devise "Mehr Leistung und
Wettbewerb in Wirtschaft und Gesellschaft" hat persönliche Freiheit, individuelle
Selbstverwirklichung und private Initiative als höchste Werte zum Ziel, würde aber
gleichzeitig eine abnehmende Solidarität in der Gesellschaft, kulturelle Verarmung, eine
extrem materialistische Haltung sowie einen Abbau der direkten Demokratie und des
Föderalismus bewirken. Das dritte, dem die Sympathie der Kommission galt, hat eine
idealistische Ausrichtung, deren Zielorientierung eine umwelt- und sozialverträgliche,
basisorientierte und beschauliche Schweiz ist. Das vierte Szenario trägt hedonistische
Züge mit dem Motto: Alle sollen sich ein schönes Leben machen können.

Neben der Entwicklung der Szenarien und der Beschreibung von deren möglichen
politisch-sozialen und wirtschaftlich-kulturellen Implikationen erarbeitete die
Kommission sowohl abstrakte als auch konkrete Leitideen für jene Bereiche, in denen
sie einen starken Handlungsbedarf erkannte: Dazu gehört als wichtigstes Element eine
aktive Rolle der Schweiz in einem demokratisch legitimierten Europa der Regionen, was
einen EG-Beitritt bis zum Jahr 2000 erfordern würde, sowie ein stärkeres Engagement
der Schweiz bei der Lösung internationaler Probleme, wozu ein Beitritt zu UNO, IWF
und Weltbank empfohlen wird. Gemäss der Kommission braucht die Schweiz eine
Reform der politischen Strukturen, womit unter anderem die Stärkung der

BERICHT
DATUM: 03.07.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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parlamentarischen Demokratie gemeint ist, eine Ökologisierung der Wirtschaft, mehr
Wettbewerb, eine Neuordnung des sozialen Ausgleichs mit einem Mindesteinkommen
für alle und mehr Chancengleichheit von Mann und Frau in der Gesellschaft. Der
Bericht sollte unter anderem dem Bundesrat als Basis für die Regierungsrichtlinien der
kommenden Legislaturen dienen. 12

Als Postulat überwiesen wurde auch die Forderung der Kommission für Wissenschaft,
Bildung und Kultur des Nationalrats, die vom Bundesrat ein grösseres Engagement bei
Fremdsprachenaufenthalten für Schüler und Lehrlinge sowie eine auf ökonomisch
schwache Gebiete hin angelegte regionale Wirtschaftspolitik forderte. Kein Erfolg war
schliesslich einem Minderheitsantrag der Verständigungskommission des Nationalrats
beschieden, welcher zur Verbesserung der Kompetenz im Hochdeutschen für alle
Lehrkräfte einen obligatorischen Aufenthalt im deutschsprachigen Ausland vorsah. Das
entsprechende Postulat wurde auf Antrag des Bundesrats deutlich abgelehnt. 13

BERICHT
DATUM: 16.03.1994
DIRK STROHMANN

Der Nationalrat behandelte im Frühjahr die von den Kommissionen beider Räte
erstellten Berichte hinsichtlich einer besseren Verständigung unter den
verschiedenen Sprachregionen der Schweiz. Die darin aufgeführten Vorschläge
wurden durchwegs positiv beurteilt, der Bericht selbst zustimmend zur Kenntnis
genommen. Unbehagen wurde in der fünfstündigen Diskussion an der Verwendung der
Deutschschweizer Dialekte, gerade auch in den Medien, geäussert. Mit schlichtem
Unverständnis reagierten insbesondere die Abgeordneten aus der Romandie auf die
ablehnende Haltung der Deutschschweizer gegenüber dem Hochdeutschen. Nicht
zuletzt sei es oft gerade die Verwendung der Schweizer Mundarten, welche die
Verständigung unter den Sprachgruppen erschwere. 14

BERICHT
DATUM: 31.12.1994
DIRK STROHMANN

Die Rangliste der politischen und gesellschaftlichen Probleme, welche die
Schweizerinnen und Schweizer am stärksten beschäftigen, hat sich im Vergleich zum
Vorjahr nochmals verändert. Gemäss einer GfS-Befragung hat die Sorge um die
Gesundheit (und wohl auch um die Gesundheitskosten) mit einem Anteil von 59% (1999:
48%) die Flüchtlingspolitik (41%; 1999: 56%) von der Spitze verdrängt. Noch vor der
Asylpolitik rangierten diesmal auch die Altersversicherung und die Europafrage (49%
resp. 45%). Die Arbeitslosigkeit, welche im Frühjahr 1999 zusammen mit der Asylpolitik
die Rangliste angeführt hatte, wurde nur noch von 34% der Befragten erwähnt. Der
Bedeutungsschwund der beiden letztgenannten Themen hängt natürlich stark von den
äusseren Faktoren ab (weitere Reduktion der Arbeitslosigkeit und Rückgang der Zahl
der neuen Asylbewerber nach der Eindämmung des Kosovo-Konflikts). Massiv
verbessert hat sich das Vertrauen, welches die Landesregierung bei den Bürgerinnen
und Bürgern geniesst. Gemäss einer regelmässig durchgeführten repräsentativen
Befragung hat sich von 1997 bis Herbst 1999 der Anteil derjenigen, welche dem
Bundesrat vertrauen, von 39% auf 55% verbessert; im Verlaufe des Berichtsjahres stieg
dieser Wert sogar gegen 60% an. Gemäss einer weiteren repräsentativen Umfrage
bekundete im Berichtsjahr eine Mehrheit der schweizerischen Bevölkerung (inkl.
ansässige Ausländer) eine grosse Zufriedenheit mit den eigenen Lebensumständen und
eine optimistische Zukunftserwartung. 15

BERICHT
DATUM: 29.07.2000
HANS HIRTER
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